Referat

Handelshemmnisverordnung

Die Globalisierung forciert den weltweiten Wettbewerb und um bei diesem Wettbewerb nicht unterzugehen werden oft Übereinkommen übergangen, unfair gehandelt und Staaten versuchen die heimischen Unternehmen zu unterstützen und zu schützen.

Innerhalb der WTO wurden Regeln vereinbart  die den weltweiten Handel sichern sollen. Auch die EU ist in sich frei von jeglichen Handelsschranken wie zum Beispiel Zöllen. So kommt  es aber oft zu Berührungspunkten mit Drittländern, dies können so genannte Handelshemmnisse sein. Solch ein Handelshemmnis kann zum Beispiel eine Subvention eines Staates für ein heimisches Unternehmen sein was dazu führt das dieses Unternehmen die Ware in der EU billiger verkaufen kann als die EU Unternehmen es könnten. Auch Benachteiligungen bei Einfuhrabfertigungen können Handelshemmnisse sein.

Unternehmen die sich von Drittstaaten gehemmt fühlen haben in der WTO kein Recht ihr Anliegen per Streitverfahren zu lösen. Im Rahmen der EG HH Vo können sich Unternehmer an eine Unternehmensvereinigung wenden und ihre Rechte so durchsetzen. Dieses Verfahren wird aber oft kritisiert da es erstens einige Zeit dauert und zweitens ist bei positivem Abschluss noch ein Internationales Verfahren anzuhängen außerdem werden bei der Beweisaufnahme oft Firmenstrategien publik.

Die Vo hilft vor allem dann wenn es darum geht: 

· gegen unerlaubte Handelspraktiken vorzugehen 

· die uneingeschränkte Ausübung der Rechte der Gemeinschaft sicherzustellen

Das Verfahren:

Zuerst muss ein Antrag gestellt werden. Dieser Antrag muss genügend Beweise beinhalten um eine Einleitung eines Untersuchungsverfahrens zu rechtfertigen. Der Antrag wird von einer Kommission begutachtet. Diese berät in mehreren Beratungen und Konsultationen(Hierbei hat jeder Mitgliedsstaat einen Sitz) ob dem Antrag stattgegeben wird oder nicht.

Sollte ein gemeinschaftliches Untersuchungsverfahren eingeleitet werden werden folgende Punkte berücksichtigt:

· Bekanntmachung im Amtsblatt (Ware + betroffene Länder)    

· Interessierte Parteien werden angehört

· Alle betroffenen werden benachrichtigt

· Betroffene Parteien werden angehört

· Es werden Untersuchungen im Drittland und in der Eu durchgeführt

· Es werden alle Informationen geprüft von:

· Händlern

· Importeuren

· Vertretern von Dienstleistern

· Wirtschaftl. Organisationen

· Berufsverbänden

Daraus folgt ein Bericht. Dieser kann zu folgenden Ergebnissen führen:

· wenn es im Interesse der Gemeinschaft ist NICHT gegen das HH vorzugehen dann kommt es zu einer Einstellung des Verfahrens.

· wenn während des Verfahrens Maßnahmen im Drittland getroffen wurden kommt es zu einer Aussetzung des Verfahrens. Diese Maßnahmen werden allerdings regelmäßig überprüft.

· wenn sich herausstellt, dass die beste Lösung eine Übereinkunft mit dem jeweiligen Drittland ist dann werden die notwendigen Maßnahmen gemäß Artikel 133 des EG-Vertrages eingeleitet.

· wenn keiner dieser Punkte zutrifft dann werden Maßnahmen getroffen um gegen das HH vorzugehen.

Maßnahmen können folgende sein:

· Aufhebung oder Aussetzung bereits gemachter Vereinbarungen und Zugeständnissen

· Anhebung von Zöllen oder Einfuhrabgaben  

